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Mit Beschluss vom 15. April 2021 hat der Bundesgerichtshof (BGH) die
Beschwerde von Netflix gegen die Nichtzulassung der Revision gegen eine
unterinstanzliche Entscheidung zurückgewiesen, die die Allgemeinen
Geschäftsbedingungen (AGB) des Video-on-Demand-Dienstes sowie bestimmte
Werbepraktiken in Deutschland betraf. Damit wird die vorangegangene
Entscheidung des Berliner Kammergerichts vom 20. Dezember 2019 (5 U24/19)
rechtskräftig und zwingt Netflix damit unter anderem, seine als rechtswidrig
befundene Preiserhöhungsklausel zumindest für das Angebot in Deutschland
abzuändern.  Die Netflix International B.V. mit Sitz in den Niederlanden bietet
ihren kostenpflichtigen Video-Streaming-Dienst auch in Deutschland an. 2017 war
dabei der Bestellprozess für den Abonnement-Dienst auf der Webseite von Netflix
so ausgestaltet, dass der Dienst nach Angabe der entsprechenden Kundendaten
mit einem Klick auf einen Bestellbutton mit der Aufschrift „MITGLIEDSCHAFT
BEGINNEN KOSTENPFLICHTIG NACH GRATISMONAT“ unbefristet abonniert werden
konnte. Dabei musste der Kunde auch die AGB des Unternehmens akzeptieren, in
denen sich unter anderem folgende Regel fand: „Unser Abo-Angebot und die
Preise für den Netflix-Dienst können sich gelegentlich ändern. Sie werden jedoch
mindestens 30 Tage vor deren Inkrafttreten über jegliche Änderungen an Preisen
und unserem Abo-Angebot informiert.“ Sowohl gegen die werbliche Ausgestaltung
des Bestellbuttons als auch gegen die Preiserhöhungsklausel ging der
V﻿erbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) – der Dachverband der 16
Verbraucherzentralen und 25 weiterer Verbraucher- und sozialorientierter
Organisationen in Deutschland – gerichtlich vor. In Bezug auf den Bestellbutton
begründeten die Verbraucherschützer ihre Klage damit, dass die Ausgestaltung
hier vorwiegend für den Gratismonat werbe und daher missverständlich formuliert
sei, sodass Interessenten möglicherweise nicht klar sei, dass schon beim
Anklicken eine Zahlungsverpflichtung entstehe. Die Preiserhöhungsklausel
verstoße zudem gegen das Transparenz-Gebot in AGB, weil sie offenlasse, welche
Faktoren zu einer Preiserhöhung führen könnten und Netflix dadurch Preise
beliebig und unkontrollierbar anheben könne. Beides verstoße gegen
Verbraucherschutzvorschriften des deutschen Zivilrechts (§ 312j Abs. 3
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) zu Pflichten im elektronischen Geschäftsverkehr
und §§ 307 Abs. 1, 308 Nr. 4 BGB zu AGB-Klauseln). Der vbzv bekam in der
Berufungsinstanz vor dem Kammergericht Berlin recht. Das Gericht entschied,
dass der Bestellbutton für ein Online-Abonnement eindeutig und ausschließlich
auf die Zahlungsverpflichtung der Verbraucher hinweisen müsse und die
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Beschriftung keine ablenkende Werbung enthalten dürfe.
Preisanpassungsklauseln seien zwar nicht generell unzulässig, wohl aber dann,
wenn sie es ermöglichen, über die Abwälzung konkreter Kostensteigerungen
hinaus den zunächst vereinbarten Preis ohne Begrenzung anzuheben und so nicht
nur eine Gewinnschmälerung zu vermeiden, sondern einen zusätzlichen Gewinn
zu erzielen. Preisanpassungsklauseln seien (nur) zulässig, wenn die
Preisanhebungen von Kostenerhöhungen abhängig gemacht werden und die
einzelnen Kostenelemente sowie deren Gewichtung bei der Kalkulation des
Gesamtpreises offengelegt würden, also etwa auf konkrete Kostenschwankungen
beim Angebot des Video-on-Demand-Dienstes reagiert würde. Eine Anfechtung
dieser Entscheidung im Wege der Revision ließ das Gericht nicht zu, wogegen sich
Netflix vor dem BGH wehrte. Der nunmehr ergangene finale abweisende
Beschluss des BGH betrifft dabei allerdings nur prozessrechtliche Aspekte: Eine
Revision vor dem BGH ist in Deutschland (unter anderem) nur beim Erreichen
eines bestimmten Streitwerts des Verfahrens möglich, der vorliegend nicht
erreicht war. Das Kammergericht hatte diesen in Bezug auf die
Preiserhöhungsklausel nämlich auf lediglich EUR 17.500 festgesetzt. Netflix hatte
sich gegen diese Festsetzung, so nun der BGH, aber nicht rechtzeitig und nicht
ausreichend im vorangegangenen Verfahren gewehrt. Das Vorbingen von Netflix,
einer der weltweit größten Produzenten audiovisueller Inhalte in Form von
Spielfilmen und Serien zu sein, was dazu führe, dass auch der
Preisbildungsprozess des Abonnement-Dienstes hoch komplex und insbesondere
von Preisschwankungen bezüglich Lizenzankaufkosten geprägt sei, kam dabei zu
spät.  Die Entscheidungen des BGH und der vorinstanzlichen Gerichte haben ihren
Schwerpunkt zwar im Verbraucherschutz- und Prozessrecht, sind allerdings für
den audiovisuellen Markt rund um Netflix von wirtschaftlicher Bedeutung, auch
wenn sie nur das Angebot in Deutschland betreffen. Auch wenn Netflix die
wirtschaftliche Bedeutung der Preisanpassungsklausel nicht (rechtzeitig) im
Verfahren geltend gemacht hat, steht diese rein praktisch für Verbraucher,
Mitbewerber und Lizenzgeber, sowie Netflix selbst wohl außer Frage.

Beschluss des BGH vom 15. April 2021

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=I%20ZR%2023/20&nr=
118591
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http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=I ZR 23/20&nr=118591
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=I ZR 23/20&nr=118591
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=I ZR 23/20&nr=118591


IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 3


